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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses für Verkehr und Infrastruktur

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung

– Drucksache 15/1960

Gesetz zur Aufhebung des Fahrberechtigungsgesetzes

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 15/1960 – zuzustimmen.

19. 09. 2012

Der Berichterstatter:    Der Vorsitzende:

Dr. Patrick Rapp     Rudolf Köberle

B e r i c h t

Der Ausschuss für Verkehr und Infrastruktur behandelt den Gesetzentwurf der 
Landesregierung – Gesetz zur Aufhebung des Fahrberechtigungsgesetzes – Druck-
sache 15/1960 in seiner 11. Sitzung am 19. September 2012.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, wichtig sei, dass bei den im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen auch diejenigen Berücksichtigung fän-
den, die im Bundesfreiwilligendienst tätig seien oder ein freiwilliges soziales Jahr 
ableisteten. Dies komme insbesondere den Rettungsdiensten und dem Katastro-
phenschutz zugute.

Kritikwürdig sei die relativ lange Umsetzungsdauer. Die CDU-Fraktion hätte sich 
eine raschere Umsetzung durch die Landesregierung gewünscht.

Ausgegeben: 08. 10. 2012
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP verweist auf seine Ausführungen in 
der Ersten Beratung des Gesetzentwurfs in der Plenarsitzung am 19. Juli 2012 und 
bittet um Beantwortung seiner damals gestellten Frage nach der Ausgestaltung der 
betreffenden Ausbildung und Schulung.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE hebt hervor, seitens der Feuerwehr und der 
Rettungsdienste habe es einhelliges Lob für das Gesetzesvorhaben gegeben. Auch 
mit der vorgesehenen Umsetzungsdauer seien die Betroffenen zufrieden.

Der Minister für Verkehr und Infrastruktur stellt klar, bei der Neuregelung seien 
diejenigen, die ein freiwilliges soziales Jahr oder den Bundesfreiwilligendienst 
leisteten, berücksichtigt. 

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur teilt mit, die bereits 
für die erste Stufe existierenden Ausbildungsinhalte seien auf die zweite Stufe fort-
geschrieben worden. Die Inhalte und die Zeitdauer seien bereits beschrieben. Die 
Organisationen könnten somit sofort mit ihrer Ausbildungsarbeit beginnen.

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur ergänzt, die 
Inhalte würden in die Anlage der Verordnung zur Regelung des Gesamtkomplexes 
aufgenommen.

   Einstimmig beschließt der Ausschuss, dem Plenum zu empfehlen, dem 
Gesetzentwurf Drucksache 15/1960 zuzustimmen.

25. 09. 2012

Dr. Patrick Rapp


